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* aus den meisten Festnetzen zum Ortstarif,
   Mobilfunk abweichend

Bekanntmachung
des Kreises Viersen
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides

Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes 
NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gülti-
gen Fassung wird der

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und 
Straßenverkehr vom 14.10.2014
- Aktenzeichen 03260324763/hö

gegen:

  Herrn 
  Peter Stefancin
  Josefstraße 30
  41334 Nettetal

öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person pos-
talisch nicht zu erreichen ist.

Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche 
Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen.

Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt 
für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0107 für den Empfänger of-
fen und kann dort vom Empfänger eingesehen wer-
den.

Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung 
im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen 
nach Zustellung Einspruch eingelegt wird.

Viersen, 14.10.2014
Im Auftrag

P u l t e r

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 1049
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Bekanntmachung
des Kreises Viersen
Ungültigkeitserklärung eines Dienstausweises

Der Dienstausweis Nr. 139, ausgestellt am 
08.07.2009 vom Landrat des Kreises Viersen auf den 
Namen  Ingo Schabrich, geboren am 12.06.1964, ist 
in Verlust geraten. Er wird hiermit für ungültig erklärt.

Der unbefugte Gebrauch des Dienstausweises wird 
strafrechtlich verfolgt.

Sollte der Ausweis gefunden werden, wird gebeten, 
ihn bei der Kreisverwaltung Viersen - Amt für Perso-
nal und Organisation, Rathausmarkt 3, 41747 Vier-
sen, abzugeben.

41747 Viersen, 16.10.2014
Im Auftrag

gez. Prüter

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 1050

Bekanntmachung
des Kreises Viersen
Bekanntmachung zur 3. Sitzung des Kreistages
am Donnerstag, 30.10.2014, 18:00 Uhr
im Sitzungssaal im Forum

Tagesordnung

Öffentliche Sitzung

1. Wahlen zu Ausschüssen und Gremien

1.1. Jugendhilfeausschuss

1.2. Beirat der Forensik bei der LVR-Klinik 
Viersen

1.3. Vorschläge zur Ausschussbesetzung der 
CDU-Kreistagsfraktion

1.4. Stiftung der Sparkasse Krefeld zur 
Förderung der Natur und Kultur im Kreis 
Viersen 
hier: Kuratorium

1.5. Verwaltungsgericht Düsseldorf: 
Vorschlagsliste für die Wahl der 
ehrenamtlichen Richterinnen und Richter

2. Ablehnung der Freihandelsabkommen TTIP, 
CETA und TiSA 
Antrag der Fraktion DIE LINKE vom 
12.10.2014

3. Änderung von Satzung und Entgeltordnung 
für die Kreismusikschule Viersen

4. Förderschullandschaft im Kreis Viersen - 
aktueller Sachstand

5. Errichtung von zwei Förderzentren (Ost 
und West) mit den Förderschwerpunkten 
Emotionale und soziale Entwicklung, Lernen 
und Sprache zum Schuljahresbeginn 
2014/2015 (01.08.2014) sowie die 
gleichzeitige Auflösung der Förderschulen 
des Kreises Viersen, Förderschwerpunkte 
Emotionale und soziale Entwicklung und 
Sprache (Gereonschule)

6. Änderung der Zügigkeit von 
Bildungsgängen am Rhein-Maas-
Berufskolleg Kempen zum Schuljahr 
2014/2015

7. Satzung über die Erhebung von 
Elternbeiträgen zur Offenen 
Ganztagsschule des Kreises Viersen

8. Gesellschaft zur Förderung der 
Beschäftigung Kreis Viersen gGmbH

9. Landschaftsplan Nr. 7 „Bockerter Heide“ – 
1. Änderung 
1. Beschluss über die eingegangenen 
Anregungen und Bedenken 
2. Satzungsbeschluss gem.§ 16 Abs. 2 
Landschaftsgesetz NW

10. Landschaftsplan Nr. 5 „Untere Niers/
Tönisberger Höhen“, 2. Änderung 
Landschaftsplan   Nr. 6 „Mittlere Niers“, 1. 
Änderung 
Vorstellung der Planentwürfe

11. Änderung der Landschaftspläne 1 - 9 im 
Kreis Viersen 
Offenlagebeschluss gem. § 27 
Landschaftsgesetz Nordrhein-Westfalen

12. Masterplan Kreis Viersen - Endfassung

13. Prognose zum Rechnungsergebnis 2014

14. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen 
/ Auszahlungen

14.1. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen 
/ Auszahlungen

14.2. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen 
/ Auszahlungen 
hier: Aufwendungen und 
Auszahlungen im Zusammenhang 
mit der Neustrukturierung der 
Förderschullandschaft
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15. Wiedereinführung des KK-Kennzeichens; 
Antrag der FDP-Kreistagsfraktion vom 
24.08.2014

16. Mitteilungen des Landrates

17. Anfragen nach § 8 der Geschäftsordnung

Nichtöffentliche Sitzung

18. Personalangelegenheiten

19. Mitteilungen des Landrates

20. Anfragen nach § 8 der Geschäftsordnung

Viersen, 17.10.2014
In Vertretung

Dr. C o e n e n
Kreisdirektor

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 1050

Bekanntmachung
der Stadt Kempen
Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüs-
se der Stadt Kempen vom 30. September 2014

Aufgrund des § 47 Abs. 2 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 09. April 2013 (GV. NRW. S. 194) hat der Rat der 
Stadt Kempen in sei ner Sitzung am 30. September 
2014 folgende Geschäftsordnung beschlossen:

I. Geschäftsführung des Rates  
1. Vorbereitung der Ratssitzungen 

§ 1  
Einberufung der Ratssitzung

(1) Der Bürgermeister beruft den Rat ein, so oft es 
die Geschäftslage erfor dert, jedoch soll er den 
Rat wenigstens alle 2 Monate einberufen. Der 
Rat ist unverzüglich einzuberufen, wenn minde-
stens ein Fünftel der Ratsmit glieder oder eine 
Fraktion unter Angabe der zur Beratung zu stel-
lenden Gegenstände dies verlangen. 

(2) Die Einberufung erfolgt durch Übersendung 
einer Einladung an alle Ratsmitglieder und die 
Beigeordneten.

(3) In der Einladung sind Zeit, Ort und Tagesord-
nung anzugeben. Ihr sollen schriftliche Erläute-
rungen zu den einzelnen Verhandlungsgegen-
ständen (Vor lagen) beigegeben werden.

(4) Mit Bereitstellung des elektronischen Ratsin-
formationssystems erfolgt die Einladung wahl-
weise in schriftlicher oder elektronischer Form. 
Die Wahl der Zustellungsart wird von den Stadt-
verordneten schriftlich erklärt. Der Zugriff auf 
die elektronischen Unterlagen wird über ein 
passwortgeschütztes System ermöglicht.

§ 2  
Ladungsfrist

(1) Die Einladung für die Fachausschüsse muss 
den Rats- und Ausschussmitgliedern minde-
stens 14 Tage vor dem Sitzungs tag, den Tag der 
Absendung eingerechnet, zugehen. Die Einla-
dung für den Haupt- und Finanzausschuss und 
den Rat muss den Rats- und Ausschussmitglie-
dern mindestens 7 Tage vor dem Sitzungstag, 
den Tag der Absendung eingerechnet, zugehen. 

(2) In besonders dringenden Fällen kann die La-
dungsfrist bis auf 3 volle Tage abgekürzt wer-
den. Die Dringlichkeit ist in der Einladung zu be-
gründen.

§ 3  
Aufstellung der Tagesordnung

(1) Der Bürgermeister setzt die Tagesordnung fest. 
Er hat dabei Vorschläge aufzunehmen, die ihm 
in schriftlicher Form spätestens am 14. Tag vor 
Ladungsfrist von mindestens einem Fünftel der 
Ratsmitglieder oder einer Fraktion vorgelegt 
werden. Anträge von Fraktionen sollen grund-
sätzlich direkt in den zuständigen Fachaus-
schüssen vorberaten werden, es sei denn, 

- dies ist wegen besonderer Dringlichkeit der An-
gelegenheit nicht rechtzeitig möglich oder 

- der Rat ist selbst zuständig oder berät be-
reits in einer ähnlichen Angelegenheit.

(2) Der Bürgermeister legt ferner die Reihenfolge 
der einzelnen Tagesordnungs punkte fest und 
bestimmt unter Beachtung der gesetzlichen Vor-
schriften, welche Tagesordnungspunkte in nicht-
öffentlicher Sitzung behandelt werden sollen.  

(3) Betrifft ein Vorschlag eine Angelegenheit, die 
nicht in den Aufgaben bereich der Stadt fällt, 
weist der Bürgermeister in der Tagesordnung 
dar auf hin, dass die Angelegenheit durch Ge-
schäftsordnungsbeschluss vom Rat von der Ta-
gesordnung wieder abzusetzen ist.

(4) Als regelmäßige Punkte sind auf die Tagesord-
nung zu setzen:
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 Öffentliche Sitzung
1. Bestätigung der Tagesordnung und fristge-

mäßen Einladung
2. Schriftliche Einwendungen gegen die Nie-

derschrift der letzten Sitzung
3. Einwohnerfragestunde
4. Mitteilungen
5. Schriftliche und sonstige Anfragen

Nichtöffentliche Sitzung
6. Schriftliche Einwendungen gegen die Nie-

derschrift der letzten Sitzung#
7. Mitteilungen
8. Schriftliche und sonstige Anfragen
9. Beschluss zur Unterrichtung der Öffentlich-

keit
 

§ 4  
Öffentliche Bekanntmachung

Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzung sind vom 
Bürgermeister recht zeitig öffentlich bekannt zu ma-
chen. Die Bekanntmachung erfolgt in der Form, die 
die Hauptsatzung hierfür vorschreibt.

§ 5  
Anzeigepflicht bei Verhinderung

(1) Ratsmitglieder, die verhindert sind, an einer Sit-
zung teilzunehmen, haben dies unverzüglich, 
spätestens zu Beginn der Sitzung, dem Bürger-
meister mitzuteilen. 

(2) Entsprechendes gilt für Ratsmitglieder, die die 
Sitzung vorzeitig verlas sen wollen.

2. Durchführung der Ratssitzungen  
2.1 Allgemeines 

§ 6  
Öffentlichkeit der Ratssitzungen

(1) Die Sitzungen des Rates sind öffentlich. Jeder-
mann hat das Recht, als Zuhörer an öffentlichen 
Ratssitzungen teilzunehmen, soweit dies die 
räum lichen Verhältnisse gestatten. Die Zuhörer 
sind -  außer im Falle des § 18 (Einwohnerfrage-
stunde) - nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen 
oder sich sonst an den Verhandlungen des Ra-
tes zu beteiligen. 

(2) In nichtöffentlicher Sitzung werden behandelt:  
a) Personal- und Disziplinarangelegenheiten,
b) der Erwerb, die Veräußerung, Belastung, 

Vermietung oder Verpachtung von Grund-
stücken,

c) die Genehmigung von Verträgen mit Rats-

mitgliedern und leitenden Dienst kräften der 
Stadt,

 d) Darlehens- und Bürgschaftsangelegenhei-
  ten,
 e) Auftragsvergaben,
 f) Prozessangelegenheiten,
 g) Einzelfälle in Abgabenangelegenheiten,

h) Angelegenheiten der Rechnungsprüfung mit 
Ausnahme der Beratung des im allgemeinen 
Berichtsband (§ 101 Abs. 3 GO NRW) ent-
haltenen Prüfungser gebnisses (§ 94 Abs. 1 
GO NRW),

 i) Angelegenheiten der zivilen Verteidigung,
 j) Angelegenheiten kommunaler Unterneh-
  men. 

(3) In Angelegenheiten, die schutzwürdige Interes-
sen eines Einzelnen oder einer Gemeinschaft 
zum Inhalt haben oder deren Behandlung in 
öffentlicher Sitzung das Wohl der Gemeinde 
gefährden könnten, kann auf Antrag des Bür-
germeisters oder eines Ratsmitgliedes für ein-
zelne Angelegenheiten die Öffentlichkeit ausge-
schlossen werden. Anträge auf Ausschluss der 
Öffent lichkeit dürfen nur in nichtöffentlicher Sit-
zung begründet und beraten werden. Falls dem 
Antrag stattgegeben wird, ist die Öffentlichkeit in 
geeigneter Weise zu unterrichten, dass in nicht-
öffentlicher Sitzung weiter verhandelt wird. 

(4) Personenbezogene Daten dürfen offenbart wer-
den, soweit nicht schützenswer te Interessen 
Einzelner oder Belange des öffentlichen Wohls 
überwiegen, erforderlichenfalls ist die Öffentlich-
keit auszuschließen.

§ 7  
Vorsitz

(1) Der Bürgermeister führt den Vorsitz im Rat. Im 
Falle seiner Verhinderung übernehmen seine 
Stellvertreter in der gewählten Reihenfolge den 
Vorsitz. 

(2) Der Bürgermeister leitet die Verhandlungen, er-
öffnet und schließt die Sitzungen, handhabt die 
Ordnung und übt das Hausrecht aus. 

§ 8  
Beschlussfähigkeit

(1) Der Rat ist beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl anwe-
send ist. Er gilt als beschlussfähig, solange sei-
ne Beschlussunfähigkeit nicht festgestellt ist (§ 
49 Abs. 1 GO NRW). 

(2) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfä-
higkeit zurückgestellt worden und wird der Rat 
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zur Behandlung desselben Gegenstandes ein-
berufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl 
der Erschienenen beschlussfähig, wenn bei 
der zweiten Einberufung auf diese Bestimmung 
ausdrücklich hingewiesen worden ist (§ 49 Abs. 
2 GO NRW). 

§ 9  
Befangenheit von Ratsmitgliedern

(1) Muss ein Ratsmitglied annehmen, nach §§ 43 
Abs. 2 und 31 GO NRW von der Mitwirkung an 
der Beratung und Entscheidung ausgeschlos-
sen zu sein, so hat es den Ausschließungsgrund 
vor Eintritt in die Verhandlung unaufgefordert 
dem Bürgermeister anzuzeigen und den Sit-
zungsraum zu verlassen; bei einer öffentlichen 
Sitzung kann das Ratsmitglied sich in dem für 
Zuhörer be stimmten Teil des Sitzungsraumes 
aufhalten. 

(2) In Zweifelsfällen entscheidet der Rat darüber, 
ob ein Ausschließungsgrund besteht. 

(3) Verstößt ein Ratsmitglied gegen die Offenba-
rungspflicht nach Abs. 1, so stellt der Rat dies 
durch Beschluss fest. Der Beschluss ist in die 
Nieder schrift aufzunehmen. 

§ 10  
Teilnahme an Sitzungen

Der Bürgermeister und die Beigeordneten nehmen 
an den Sitzungen des Rates teil. Der Bürgermeister 
ist berechtigt und auf Verlangen mindestens eines 
Fünftels der Ratsmitglieder oder einer Fraktion ver-
pflichtet, zu einem Punkt der Tagesordnung vor dem 
Rat Stellung zu nehmen. Auch Beigeordnete sind 
hierzu verpflichtet, falls es der Rat oder der Bürger-
meister verlangt (§ 69 Abs. 1 GO NRW). 

2.2 Gang der Beratungen

§ 11  
Änderung und Erweiterung der Tagesordnung

(1) Der Rat kann vor Eintritt in die Tagesordnung 
beschließen,

 a) die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu 
  ändern,

b) Tagesordnungspunkte zu teilen oder mitein-
ander zu verbinden,

 c) Tagesordnungspunkte abzusetzen.

(2) Die Tagesordnung kann in der Sitzung durch 
Beschluss des Rates erweitert werden, wenn 

es sich um Angelegenheiten handelt, die keinen 
Aufschub dul den oder die von äußerster Dring-
lichkeit sind. 

(3) Ist aufgrund des Vorschlags einer Fraktion oder 
mindestens eines Fünftels der Ratsmitglieder 
eine Angelegenheit in die Tagesordnung aufge-
nommen worden, die nicht in den Aufgabenbe-
reich der Stadt Kempen fällt, setzt der Rat durch 
Geschäftsordnungsbeschluss die Angelegen-
heit von der Tages ordnung ab. 

(4) Wird nach Aufruf eines Tagesordnungspunktes, 
der eine Angelegenheit be trifft, die nicht in den 
Aufgabenbereich der Stadt Kempen fällt, ein 
Geschäftsordnungsantrag nach Abs. 3 nicht ge-
stellt, stellt der Bürgermeister von Amts wegen 
den Antrag und lässt darüber abstimmen.

§ 12  
Redeordnung 

(1) Der Bürgermeister ruft jeden Punkt der Tages-
ordnung nach der vorgesehenen oder beschlos-
senen Reihenfolge unter Bezeichnung des 
Verhandlungsgegen standes auf und stellt die 
Angelegenheit zur Beratung. Wird eine Ange-
legenheit beraten, die auf Vorschlag von minde-
stens einem Fünftel der Ratsmitglieder oder ei-
ner Fraktion in die Tagesordnung aufgenommen 
worden ist (§ 3 Abs. 1 der Geschäftsordnung), 
so ist zunächst den Antragstellern Gelegenheit 
zu geben, ihren Vorschlag zu begründen. Ist 
eine Bericht erstattung vorgesehen, so erhält zu-
nächst der Berichterstatter das Wort. 

(2) Hinsichtlich der Angelegenheiten, die nicht in 
den Aufgabenbereich der Stadt Kempen fallen, 
gilt § 11 Abs. 3 und 4 der Geschäftsordnung.

(3) Ein Ratsmitglied, welches das Wort ergrei-
fen will, hat sich durch Aufheben der Hand zu 
melden. Melden sich mehrere Ratsmitglieder 
gleichzeitig, so be stimmt der Bürgermeister die 
Reihenfolge der Wortmeldungen. 

(4) Außerhalb der Reihenfolge erhält ein Ratsmit-
glied das Wort, wenn es Anträ ge zur Geschäfts-
ordnung stellen will. 

(5) Der Bürgermeister ist berechtigt, auch außer-
halb der Reihenfolge das Wort zu ergreifen.  

 
§ 13  

Anträge zur Geschäftsordnung

(1) Anträge zur Geschäftsordnung können jederzeit 
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von jedem Ratsmitglied ge stellt werden. Dazu 
gehören insbesondere Anträge 

 a) auf Schluss der Aussprache (§ 14 der Ge-
  schäftsordnung), 

b) auf Schluss der Rednerliste (§ 14 der Ge-
    schäftsordnung), 
c) auf Verweisung an einen Ausschuss oder an -
    den Bürgermeister,
d) auf Vertagung, 

 e) auf Unterbrechung oder Aufhebung der Sit-
     zung,
 f)  auf Ausschluss oder Wiederherstellung der 
     Öffentlichkeit,
 g) auf namentliche oder geheime Abstimmung. 

(2) Wird ein Antrag zur Geschäftsordnung gestellt, 
so darf noch je ein Rats mitglied für und gegen 
diesen Antrag sprechen. Alsdann ist über den 
Antrag abzustimmen. In den Fällen des § 16 
Abs. 3 und 4 der Geschäftsordnung erfolgt kei-
ne Abstimmung. 

(3) Über Anträge zur Geschäftsordnung hat der Rat 
gesondert vorab zu ent scheiden. Werden meh-
rere Anträge zur Geschäftsordnung gleichzeitig 
ge stellt, so ist über den jeweils weitestgehenden 
Antrag zuerst abzustimmen. In Zweifelsfällen 
bestimmt der Bürgermeister die Reihenfolge der 
Abstim mung. 

§ 14  
Schluss der Aussprache, Schluss der Redner-

liste 

Jedes Ratsmitglied, das sich nicht an der Beratung 
beteiligt hat, kann verlangen, dass die Beratung des 
Tagesordnungspunktes beendet oder die Rednerliste 
geschlossen wird. Wird ein solcher Antrag gestellt, so 
gibt der Vorsitzende die bereits vorliegenden Wort-
meldungen bekannt. 

§ 15  
Anträge zur Sache

(1) Jedes Ratsmitglied oder jede Fraktion ist be-
rechtigt, zu jedem Punkt der Tagesordnung 
Anträge zu stellen, um eine Entscheidung des 
Rates in der Sache herbeizuführen (Anträge zur 
Sache). Hat eine Vorberatung in Aus schüssen 
des Rates stattgefunden, so steht ein gleiches 
Recht auch den beteiligten Ausschüssen zu. 
Die Anträge müssen einen abstimmungsfähigen 
Beschlussentwurf enthalten. 

(2) Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, Zusatz- und 
Änderungsanträge zu den nach Abs. 1 gestell-
ten Anträgen zu stellen. Abs. 1 Satz 3 gilt ent-
sprechend. 

(3) Anträge nach den Absätzen 1 und 2, die Mehr-
ausgaben oder Mindereinnahmen gegenüber 
den Ansätzen des Haushaltsplanes zur Folge 
haben, müssen mit einem Deckungsvorschlag 
verbunden werden.

(4) Verwaltungsvorlagen sollen in den zuständi-
gen Ausschüssen vorberaten wer den, wenn sie 
nicht besonders dringend sind.

(5) Anträge, die abgelehnt worden sind oder über 
die ohne Abstimmung zur Ta gesordnung über-
gegangen wurde, sollen erst nach Ablauf von 3 
Monaten er neut auf die Tagesordnung gesetzt 
werden.

§ 16  
Abstimmung

(1) Nach Schluss der Aussprache stellt der Bürger-
meister die zu dem Tages ordnungspunkt ge-
stellten Sachanträge zur Abstimmung. Der wei-
testgehende Antrag hat Vorrang. In Zweifelsfäl-
len bestimmt der Bürgermeister die Rei henfolge 
der Abstimmung.

(2) Die Abstimmung erfolgt im Regelfalle durch 
Handzeichen.

(3) Auf Antrag von mindestens einem Fünftel der 
Ratsmitglieder erfolgt nament liche Abstimmung. 
Bei namentlicher Abstimmung ist die Stimmab-
gabe jedes Ratsmitgliedes in der Niederschrift 
zu vermerken.

(4) Auf Antrag von mindestens einem Fünftel der 
Ratsmitglieder wird geheim abgestimmt. Ge-
heime Abstimmung erfolgt durch Abgabe von 
Stimmzetteln.

(5) Wird zum selben Tagesordnungspunkt sowohl 
ein Antrag auf namentliche als auch auf gehei-
me Abstimmung gestellt, so hat der Antrag auf 
geheime Ab stimmung Vorrang. 

(6) Das Abstimmungsergebnis wird vom Bürger-
meister bekannt gegeben und in  der Nieder-
schrift festgehalten.

§ 17  
Fragerecht der Ratsmitglieder

(1) Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, schriftliche An-
fragen, die sich auf Angelegenheiten der Stadt 
beziehen, an den Bürgermeister zu richten. 
Diese Anfragen sind mindestens 5 Werktage 
vor Beginn der Ratssitzung dem Bürger meister 
zuzuleiten. Die Beantwortung hat schriftlich zu 
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erfolgen, wenn der Fragesteller es verlangt.

(2) Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, nach Erle-
digung der Tagesordnung einer Ratssitzung 
mündliche Anfragen, die sich nicht auf die Ta-
gesordnung der betreffenden Ratssitzung be-
ziehen dürfen, an den Bürgermeister in Ange-
legenheiten der Stadt zu richten. Der Fragestel-
ler darf bis zu 2 Zusatz fragen stellen. Ist eine 
sofortige Beantwortung nicht möglich, kann der 
Fragesteller auf eine Beantwortung in der näch-
sten Ratssitzung oder auf eine schriftliche Be-
antwortung verwiesen werden.

(3) Eine Aussprache findet nicht statt.

§ 18  
Fragerecht von Einwohnern

(1) In die Tagesordnung jeder öffentlichen Ratssit-
zung ist als erster Punkt eine Fragestunde für 
Einwohner aufzunehmen. Sie wird auf höch-
stens 30 Minuten je Sitzung beschränkt. Jeder 
Einwohner der Stadt ist berechtigt, nach Aufruf 
dieses Tagesordnungspunktes mündliche An-
fragen an den Bürger meister zu richten. Die 
Anfragen müssen sich auf Angelegenheiten der 
Stadt beziehen.

(2) Melden sich mehrere Einwohner gleichzeitig, so 
bestimmt der Bürgermeister die Reihenfolge der 
Wortmeldungen. Jeder Fragesteller ist berech-
tigt, höchstens 2 Zusatzfragen zu stellen.

(3) Die Beantwortung der Anfrage erfolgt in der Re-
gel mündlich durch den Bür germeister. Ist ein 
Tagesordnungspunkt zu gleicher Angelegenheit 
in der Sitzung vorgesehen, kann die Beantwor-
tung auch bei dessen Behandlung erfolgen. Ist 
eine sofortige Beantwortung nicht möglich, so 
kann der Fragesteller auf schriftliche Beantwor-
tung verwiesen werden. Eine Aus sprache findet 
nicht statt.

(4) Für öffentliche Ausschusssitzungen gelten die 
Abs. 1 - 3 entsprechend. Fragen dürfen sich nur 
auf den Zuständigkeitsbereich des jeweiligen 
Aus schusses erstrecken.

§ 19  
Wahlen

(1) Wahlen werden durch offene Abstimmung voll-
zogen. Die Abstimmung erfolgt im Regelfalle 
durch Handzeichen.

(2) Wenn das Gesetz es bestimmt oder wenn ein 
Ratsmitglied der offenen Abstim mung wider-

spricht, erfolgt die Wahl geheim durch Abga-
be von Stimmzetteln. Auf dem Stimmzettel ist 
der Name des zu Wählenden anzugeben oder 
anzukreu zen. Unbeschriftete Stimmzettel gelten 
als Stimmenthaltung.

(3) Gewählt ist die vorgeschlagene Person, die 
mehr als die Hälfte der gülti gen Stimmen erhal-
ten hat. Erreicht niemand mehr als die Hälfte 
der Stim men, so findet zwischen den Personen, 
welche die beiden höchsten Stimmen zahlen er-
reicht haben, eine engere Wahl statt. Gewählt 
ist, wer in dieser engeren Wahl die meisten 
Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet das Los (§ 50 Abs. 2 GO NRW).

(4) Für die Besetzung von Ausschüssen des Rates 
gilt § 50 Abs. 3 GO NRW. 

2.3 Ordnung in den Sitzungen 

§ 20  
Ordnungsgewalt und Hausrecht, Unterbrechung 

und Aufhebung der Sitzung

(1) In den Sitzungen des Rates handhabt der Bür-
germeister die Ordnung und übt das Hausrecht 
aus. Seiner Ordnungsgewalt und seinem Haus-
recht unterliegen - vorbehaltlich der §§ 21 - 23 
dieser Geschäftsordnung - alle Personen, die 
sich während einer Ratssitzung im Sitzungs-
saal aufhalten. Wer sich unge bührlich benimmt 
oder sonst die Würde der Versammlung verletzt, 
kann vom Bürgermeister zur Ordnung gerufen 
und notfalls aus dem Sitzungssaal ge wiesen 
werden.

(2) Entsteht in der Sitzung des Rates eine so er-
hebliche Störung, dass die Sitzung nicht mehr 
in würdiger Weise fortgesetzt werden kann, so 
kann der Bürgermeister die Sitzung vorüberge-
hend unterbrechen, notfalls auch ganz aufhe-
ben.

(3) Entsteht unter den Zuhörern störende Unruhe, 
so kann der Bürgermeister nach vorheriger Ab-
mahnung den für die Zuhörer bestimmten Teil 
des Sit zungssaales räumen lassen, wenn die 
störende Unruhe auf andere Weise nicht zu be-
seitigen ist.

§ 21  
Ordnungsruf und Wortentziehung

(1) Redner, die vom Thema abschweifen, kann der 
Bürgermeister zur Sache rufen.
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(2) Redner, die ohne Worterteilung das Wort an sich 
reißen, kann der Bürger meister zur Ordnung ru-
fen.

(3) Hat ein Redner bereits zweimal einen Ruf zu 
Sache (Abs. 1) oder einen Ordnungsruf (Abs. 
2) erhalten, so kann der Bürgermeister ihm das 
Wort entziehen, wenn der Redner Anlass zu ei-
ner weiteren Ordnungsmaßnahme gibt. Einem 
Redner, dem das Wort entzogen ist, darf es in 
derselben Ratssitzung zu dem betreffenden Ta-
gesordnungspunkt nicht wieder erteilt werden.

§ 22  
Ausschluss aus der Sitzung

Ein Ratsmitglied, das sich ungebührlich benimmt 
oder die Würde der Ver sammlung verletzt, kann für 
einen im Beschluss festgesetzten Zeitraum von die-
ser und höchstens 2 weiteren Ratssitzungen ausge-
schlossen werden. 

Der Ausschluss bewirkt, dass das Ratsmitglied für 
den festgelegten Zeit raum auch an den Sitzungen 
der Ausschüsse nicht teilnehmen darf. Mit dem Aus-
schluss entfällt der Anspruch des ausgeschlossenen 
Ratsmitgliedes auf Entschädigungen gemäß § 45 
GO NRW für den festgesetzten Zeitraum. 

§ 23  
Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen 

(1) Gegen Ordnungsmaßnahmen nach § 22 dieser 
Geschäftsordnung steht dem Be troffenen der 
Einspruch zu.

(2) Über die Berechtigung der Ordnungsmaßnah-
me befindet alsdann der Rat in der nächsten Sit-
zung ohne die Stimme des Betroffenen. Diesem 
ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
Die Entscheidung des Rates ist dem Betroffe-
nen zuzustellen.

3. Niederschrift über die Ratssitzungen, 
Unterrichtung der Öffentlichkeit, Ausführung 

von Beschlüssen 

§ 24  
Niederschrift 

(1) Über die im Rat gefassten Beschlüsse ist durch 
den Schriftführer eine Nie derschrift aufzuneh-
men.

(2) Die Niederschrift muss enthalten: 

a) Ort, Tag, Beginn, Dauer einer Unterbre-

chung und Ende der Sitzung, 

b) die Namen der an der Sitzung Beteiligten 
und auf Verlangen eines Stadt verordneten 
die Tagesordnungspunkte, bei deren Be-
handlung er an Abstim mungen oder Wahlen 
nicht teilgenommen hat, 

c) die Tagesordnungspunkte, den wesentli-
chen Verlauf der Sitzung, alle Anträge und 
den Wortlaut der Beschlüsse und die Ergeb-
nisse von Wahlen, 

d) die Namen der Stadtverordneten, die wegen 
Befangenheit an der Beratung und Entschei-
dung nicht teilgenommen haben, 

 e) bei Abstimmungen und Wahlen: 
aa) auf Verlangen eines Stadtverordneten 

und bei geheimer Abstimmung das 
Stimmenverhältnis einschließlich der 
Gegenstimmen und der Stimmenthal-
tungen, 

bb) bei namentlicher Abstimmung, wie je-
des Ratsmitglied gestimmt hat, 

cc) bei Wahlen durch Stimmzettel die Zahl 
der Stimmen für die einzelnen Bewer-
ber, 

dd) bei Losentscheid die Beschreibung des 
 Losverfahrens, 

f) den wesentlichen Inhalt der Antworten auf An-
   fragen, 

 g) die Ordnungsmaßnahmen.

(3) Die Niederschrift ist bis zum 3. Tage vor der neu-
en Sitzung, spätestens jedoch 3 Wochen nach 
der jeweiligen Sitzung allen Ratsmitgliedern und 
dem Bürgermeister zuzuleiten. Die Niederschrift 
des Haupt- und Finanzaus schusses soll späte-
stens 3 Tage vor der nächsten Ratssitzung zu-
geleitet werden.

(4) Einwendungen gegen die Niederschrift sind 
unverzüglich, spätestens zu Beginn der näch-
sten Sitzung, schriftlich beim Vorsitzenden der 
betref fenden Sitzung geltend zu machen. Über 
Einwendungen entscheidet der Rat in seiner 
nächsten Sitzung. Die Niederschrift ist unver-
züglich entsprechend der Entscheidung des Ra-
tes zu berichtigen. 

(5) Der Schriftführer wird vom Rat bestellt. Soll ein 
Bediensteter der Stadt verwaltung bestellt wer-
den, so erfolgt die Bestellung im Benehmen mit 
dem Bürgermeister.

(6) Die Niederschrift wird vom Bürgermeister und 
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dem Schriftführer unterzeich net. Verweigert ei-
ner der Genannten die Unterschrift, so ist dies 
in der Niederschrift zu vermerken.

(7) Die Aufnahme des Sitzungsablaufes auf Tonträ-
ger ist nur zulässig, wenn der Rat dies allgemein 
oder für den Einzelfall beschlossen hat. Eine 
Verwer tung der Tonträger für andere Protokoll-
zwecke kann nur mit Zustimmung des jeweils 
Betroffenen beschlossen werden.

§ 25  
Unterrichtung der Öffentlichkeit 

(1) Über den wesentlichen Inhalt der vom Rat ge-
fassten Beschlüsse ist die Öffentlichkeit in ge-
eigneter Weise zu unterrichten. Dies kann da-
durch geschehen, dass der Bürgermeister den 
Wortlaut eines vom Rat gefassten Beschlusses 
in öffentlicher Sitzung verliest und ihn erforderli-
chenfalls außerdem im unmittelbaren Anschluss 
an die Sitzung der örtlichen Presse zugänglich 
macht.

(2) Außerhalb der Ratssitzungen obliegt die Unter-
richtung der Öffentlichkeit über die vom Rat ge-
fassten Beschlüsse dem Bürgermeister.

(2) Über Beschlüsse des Rates, die in nichtöffentli-
cher Sitzung gefasst wer den, ist die Öffentlich-
keit nur dann zu unterrichten, wenn der Rat dies 
besonders beschlossen hat.

§ 26  
Ausführung von Beschlüssen

(1) Beschlüsse des Rates können erst ausgeführt 
werden, wenn innerhalb von drei Werktagen, 
den Tag der Beschlussfassung nicht eingerech-
net, der Bürgermeister keinen Einspruch nach 
§ 54 Abs. 1 GO NRW eingelegt hat oder den 
Beschluss des Rates nach § 54 Abs. 2 GO NRW 
beanstandet hat. 

(2) Bei Vorliegen eines Einspruches oder einer Be-
anstandung regelt sich das weitere Verfahren 
entsprechend der Gemeindeordnung.

(3) Beschlüsse, die fünf Jahre nach der Be-
schlussfassung noch nicht ausgeführt wurden, 
müssen vor der Ausführung erneut vom Fach-
ausschuss beraten werden. Auf Antrag einer 
Fraktion ist eine neue Beschlussfassung des 
zuständigen Gremiums herbeizuführen. 

II. Geschäftsführung der Ausschüsse

§ 27  
Grundregel

Auf das Verfahren in den Ausschüssen finden grund-
sätzlich die für den Rat geltenden Vorschriften ent-
sprechende Anwendung, soweit nicht § 28 dieser Ge-
schäftsordnung abweichende Regelungen enthält.

§ 28  
Abweichungen für das Verfahren in den Aus-

schüssen 

(1) Der Ausschussvorsitzende setzt die Tagesord-
nung im Benehmen mit dem Bür germeister fest. 
Er hat dabei Vorschläge aufzunehmen, die in 
schriftlicher Form spätestens am 14. Tage vor 
Ladungsfrist von mindestens einem Fünftel der 
Ausschussmitglieder oder einer Fraktion beim 
Bürgermeister eingereicht wurden. Auf Verlan-
gen des Bürgermeisters ist der Ausschussvor-
sitzende verpflichtet, einen Gegenstand in die 
Tagesordnung aufzunehmen. 

(2) Über Zeit, Ort und Tagesordnung der Aus-
schusssitzungen unterrichtet der Bürgermeister 
die Öffentlichkeit in geeigneter Weise, ohne 
dass es einer öffentlichen Bekanntmachung 
nach § 4 dieser Geschäftsordnung bedarf.

(3) Ausschüsse sind über § 8 Abs. 1 Satz 1 die-
ser Geschäftsordnung hinaus beschlussfähig, 
wenn die Zahl der anwesenden Ratsmitglieder 
die Zahl der sonstigen stimmberechtigten Aus-
schussmitglieder übersteigt; Ausschüsse gelten 
auch insoweit als beschlussfähig, solange ihre 
Beschlussunfähigkeit nicht festgestellt ist. 

(4) Die Ausschüsse können zur Beratung einzelner 
Punkte der Tagesordnung Sach verständige und 
Einwohner hinzuziehen.

(5) Der Bürgermeister und die Beigeordneten sind 
berechtigt und auf Verlangen eines Ausschus-
ses in Angelegenheiten ihres Geschäftsbereichs 
verpflichtet, an dessen Sitzungen teilzunehmen. 
Der Bürgermeister oder der ihn vertre tende Bei-
geordnete ist berechtigt und auf Verlangen min-
destens eines Fünf tels der Ausschussmitglieder 
oder einer Fraktion verpflichtet, zu einem Punkt 
der Tagesordnung vor dem Ausschuss Stellung 
zu nehmen.

(6) Der Bürgermeister ist zu allen Ausschusssitzun-
gen einzuladen. Er hat das Recht, mit beraten-
der Stimme an den Sitzungen teilzunehmen; 
ihm ist auf Verlangen jederzeit das Wort zu er-
teilen.
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(7) Die Niederschrift über die Beschlüsse eines Aus-
schusses wird vom jeweili gen Vorsitzenden und 
dem Schriftführer unterzeichnet. Einladungen 
zu Aus schuss-Sitzungen und Abdrucke der Nie-
derschriften über Ausschusssitzungen werden 
den Ausschussmitgliedern, den stellvertreten-
den Ausschussmitglie dern, dem Bürgermeister, 
seinen Stellvertretern sowie den Vorsitzenden 
der Fraktionen zugestellt. Die Einladungen und 
die Niederschriften des Haupt- und Finanzaus-
schusses werden allen Stadtverordneten zuge-
leitet. 

(8) Ratsmitglieder können an nichtöffentlichen Sit-
zungen auch solcher Aus schüsse teilnehmen, 
denen sie nicht angehören. Sachkundige Bürger 
und Einwohner, die zu stellvertretenden Aus-
schussmitgliedern gewählt worden sind, können 
auch an den nichtöffentlichen Sitzungen dieses 
Ausschusses als Zuhörer teilnehmen.

(9) Die Verwaltung berichtet in den fachlich zustän-
digen Ausschüssen regel mäßig über die Durch-
führung von Beschlüssen.

(10) Sind der Ausschussvorsitzende und sein Stell-
vertreter an der Sitzungsteilnahme verhindert, 
so bestimmt die Fraktion, die den ersten Vorsit-
zenden stellt, ein Ratsmitglied zum Ausschus-
svorsitzenden. 

§ 29  
Einspruch gegen Beschlüsse entscheidungsbe-

fugter Ausschüsse 

(1) Beschlüsse von Ausschüssen mit Entschei-
dungsbefugnis können erst durch geführt wer-
den, wenn innerhalb von 3 Werktagen, den Tag 
der Beschlussfas sung nicht eingerechnet, we-
der vom Bürgermeister noch von mindestens ei-
nem Fünftel der Ausschussmitglieder schriftlich 
Einspruch eingelegt worden ist. § 54 Abs. 3 GO 
NW bleibt unberührt.

(2) Über den Einspruch entscheidet der Rat.

(3) § 26 Abs. 3 dieser Geschäftsordnung gilt für Be-
schlüsse der Ausschüsse sinngemäß. 

III. Ältestenrat 

§ 30  
Zusammensetzung und Befugnisse

(1) Der Bürgermeister, seine Stellvertreter und die 
Fraktionsvorsitzenden bilden den Ältestenrat. 
Die Fraktionsvorsitzenden können sich durch 
ihre Stellvertreter vertreten lassen.

(2) Vorsitzender des Ältestenrates ist der Bürger-
meister; im Verhinderungsfal le vertreten ihn sei-
ne Stellvertreter. Der Bürgermeister beruft den 
Älte stenrat bei Bedarf ein.

(3) Der Ältestenrat berät den Bürgermeister bei der 
Durchführung seiner Auf gaben.

(4) Dem Ältestenrat werden folgende Aufgaben 
 übertragen: 

a) die Aufstellung eines Arbeitsplanes für die 
Sitzungen des Rates und seiner Ausschüs-
se,

b)  die Vorbereitung der vom Rat durchzuführen-
 den Wahlen,
c) die Behandlung aller sich aus der Arbeit des 

Rates ergebenden organisa torischen Fra-
gen und die Beilegung von Streitigkeiten.

(5) Ist der Bürgermeister an der Teilnahme der Sit-
zung des Ältestenrates ver hindert, so nimmt als 
Vertreter der Verwaltung sein allgemeiner Ver-
treter oder bei dessen Verhinderung die weite-
ren Beigeordneten in der Reihenfolge des Ver-
tretungsverhältnisses teil. Der Bürgermeister 
kann die Beigeord neten oder andere Verwal-
tungsbedienstete hinzuziehen. Er ist berechtigt, 
wichtige Angelegenheiten, die in die Zuständig-
keit des Rates oder der Ausschüsse fallen, dem 
Ältestenrat zu unterbreiten, wenn dies nach der 
Sachlage geboten erscheint.

IV. Fraktionen 

§ 31  
Bildung von Fraktionen

(1) Ratsmitglieder können sich zu einer Fraktion 
zusammenschließen. Eine Frak tion muss aus 
mindestens 2 Ratsmitgliedern bestehen. Jedes 
Ratsmitglied kann nur einer Fraktion angehö-
ren.

(2) Die Bildung einer Fraktion ist dem Bürgermeister 
vom Fraktionsvorsitzenden schriftlich anzuzei-
gen. Die Mitteilung muss die genaue Bezeich-
nung der Fraktion, die Namen des Fraktionsvor-
sitzenden und seines Stellvertreters sowie aller 
der Fraktion angehörenden Ratsmitglieder ent-
halten. Unterhält die Fraktion eine Geschäfts-
stelle, so hat die Mitteilung auch die An schrift 
der Geschäftsstelle zu enthalten.

(3) Ratsmitglieder, die keiner Fraktion angehören, 
können von einer Fraktion als Hospitanten auf-
genommen werden. Bei der Feststellung der 
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Mindeststärke einer Fraktion zählen Hospitan-
ten nicht mit.

(4) Die Auflösung einer Fraktion, der Wechsel im 
Fraktionsvorsitz (stell vertretenden Fraktionsvor-
sitz) sowie die Aufnahme und das Ausscheiden 
von Mitgliedern sind dem Bürgermeister vom 
Fraktionsvorsitzenden ebenfalls schriftlich an-
zuzeigen.

(5) Die Fraktionen haben hinsichtlich der Verarbei-
tung personenbezogener Daten im Sinne des § 
3 Abs. 1 und 2 des Datenschutzgesetzes NW 
die erforder lichen technischen und organisa-
torischen Maßnahmen zu treffen, um eine den 
Vorschriften des Datenschutzgesetzes NW ent-
sprechende Datenverarbeitung sicherzustellen. 
Sie sind verpflichtet, bei der Auflösung der Frak-
tionen die aus der Fraktionsarbeit erlangten per-
sonenbezogenen Daten zu löschen (§ 19 Abs. 3 
Satz 1 Datenschutzgesetz NRW).

§ 32  
Informationsrecht der Fraktionen

(1) Zur Vorbereitung ihrer Beratungen können die 
Fraktionen im Rahmen ihrer Aufgaben von dem 
Bürgermeister Auskünfte über die von diesem 
oder in sei nem Auftrag gespeicherten Daten 
verlangen, soweit der Datenübermittlung nicht 
Rechtsvorschriften, insbesondere Bestimmun-
gen der Datenschutz gesetze, entgegenstehen.

(2) Das Auskunftsersuchen ist durch den Vorsit-
zenden der Fraktion schriftlich unter wörtlicher 
Wiedergabe des Fraktionsbeschlusses an den 
Bürgermeister zu richten.

(3) Für die Verwertung der übermittelten Daten gel-
ten die allgemeinen Vor schriften, insbesondere 
die Bestimmungen der Datenschutzgesetze.

V. Schlussbestimmungen, Inkrafttreten

§ 33  
Funktionsbezeichnungen

Die Funktionsbezeichnungen dieser Geschäftsord-
nung werden in weiblicher oder männlicher Form ge-
führt.

§ 34  
Schlussbestimmungen

Jedem Mitglied des Rates und der Ausschüsse ist 
eine Ausfertigung dieser Geschäftsordnung auszu-
händigen. Wird die Geschäftsordnung während der 

Wahlzeit geändert, so ist die geänderte Fassung aus-
zuhändigen. 

§ 35  
Inkrafttreten

Die Satzung tritt zum 01.10.2014 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung:

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher be-
anstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt Kempen vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Kempen, den 30.09.2014
(Rübo)

Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 1051
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Bekanntmachung
der Stadt Tönisvorst
Einladung zu der 3. Sitzung des Rates der Stadt 
am 29.10.2014, 18:00 Uhr, Rathaus St. Tönis, 
Sitzungssaal, I. Etage, Hochstraße 20a, 47918 
Tönisvorst

Öffentliche Sitzung
1 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung 

und Beschlussfähigkeit des Rates der Stadt

2 Einwohnerfragestunde

3 Schriftliche Einwendungen gegen den öf-
fentlichen Teil der Niederschrift der letzten 
Sitzung

4 Anfragen gemäß § 18 der 
Geschäftsordnung

5 Anträge gemäß § 3 der Geschäftsordnung

5.1 Antrag der FDP-Fraktion vom 24.09.2014 
betreffend Umbesetzungen in Ausschüssen

5.2 Antrag der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen vom 05.09.2014 betref-
fend eine Umbesetzung im Schul- und 
Kulturausschuss

6 Anregungen und Beschwerden gemäß § 24 
GO NRW

7 Satzung der Stadt Tönisvorst über die 
Höhe der Gebühren nach § 7 Abs. 1 
KAG für Verbandslasten der Wasser- und 
Bodenverbände für das Jahr 2015

8 Feststellung des Jahresabschlusses 
2013 des Städtischen Abwasserbetriebes 
Tönisvorst

9 Verwendung des Jahresergebnisses 2013

10 Entlastung des Betriebsausschusses für den 
Städtischen Abwasserbetrieb Tönisvorst für 
das Wirtschaftsjahr 2013

11 8. Änderung der Satzung über die 
Einrichtung und Benutzung von 
Übergangsheimen sowie die Erhebung 
von Gebühren für die Benutzung von 
Übergangsheimen in der Stadt Tönisvorst 
vom 11.07.1997

12 Gebührenkalkulation für die kostenrech-
nende Einrichtung Abfallbeseitigung für das 
Jahr 2015

13 Gebührenkalkulation für den Wochenmarkt

14 Gebührenkalkulation für die Kirmesmärkte

15 Satzung über die Höhe der 
Straßenreinigungsgebühren in der Stadt 
Tönisvorst für das Jahr 2015

16 Gebühren für die Benutzung der Städtischen 
Bestattungseinrichtungen in Tönisvorst(Frie
dhofsgebührensatzung 2015)

17 Tönisvorster Sparkassenstiftung; 
Wahlvorschlag für den Stiftungsvorstand

18 Einleitung der Vergabe für ein 
Hilfslöschfahrzeug (HFL) für die freiwillige 
Feuerwehr (Löschzug St. Tönis) mit ei-
nem Anschaffungswert von voraussichtlich 
450.000,00 €

19 Entwurf der Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2015

20 Jahresabschluss der Stadt Tönisvorst für 
das Haushaltsjahr 2012 (§ 95 Abs. 3 GO 
NRW)

21 Mitteilungen

Nichtöffentliche Sitzung
22 Schriftliche Einwendungen gegen den nicht-

öffentlichen Teil der Niederschrift der letzten 
Sitzung

23 Grundstücksangelegenheiten 
Nichtausübung des Vorkaufsrechts

24 Mitteilungen

Hinweis:

Zu den Tagesordnungspunkten 7 und 11 bis 16 
besteht bei Bedarf die Möglichkeit der Vertagung 
in den Hauptausschuss 27.11.2014 und Rat 
17.12.2014.

Der Bürgermeister
Gez. Goßen

Tönisvorster Amtsblatt  Jhrg. 20/Nr. 17/S. 119

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 1060

Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Tö-74 „Kirchplatz/Alter Markt“ und ge-
mäß § 13a BauGB als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung, Stadtteil St. Tönis;
hier: Aufstellungsbeschluss und Durchführung 
der öffentlichen Planauslegung

Der Planungsausschuss der Stadt Tönisvorst hat in 
seiner Sitzung am 29.05.2013 gemäß § 2 Abs. 1 in 

Bekanntmachung
der Stadt Tönisvorst
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Verbindung mit Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB) 
den Beschluss zur Aufstellung der vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes Tö-74 „Kirchplatz/Alter Markt“ 
und gemäß § 13a BauGB als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung gefasst und auf seiner Sitzung 
am 24.09.2014 die Durchführung der öffentlichen 
Planauslegung gemäß § 3 Abs. 2 des BauGB in 
der Neufassung vom 23. September 2004 (BGBl. I 
S. 2414) in der z. Zt. geltenden Fassung beschlos-
sen. Der Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplanes 
ergibt sich aus dem u. a. Kartenausschnitt.

Ziel und Zweck des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Tö-74 ist die Schaffung von pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen zur städtebauli-
chen Entwicklung des Bereiches um die ehemalige 
Schule „Kirchplatz“.

Die öffentliche Auslegung fi ndet in der Zeit vom

22. Oktober 2014 bis einschl. 24. November 2014

im Verwaltungsgebäude Vorst, St. Töniser Straße 8, 
Zimmer 1 und 2, während der Dienststunden statt.

Dienststunden sind:
Montags bis donnerstags 
von  8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 
von  14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
sowie freitags 
von  8.30 Uhr bis 12.30 Uhr.

Während der angegebenen Zeit kann der Entwurf 

Abgrenzung des 
Bebauungsplanes 
Tö-74“Kirchplatz/
Alter Markt“.
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des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Tö-
74 „Kirchplatz/Alter Markt“ und gemäß § 13a 
BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung 
einschließlich Begründung eingesehen und er-
örtert sowie Anregungen schriftlich vorgebracht 
oder zur Niederschrift erklärt werden bei der 
Abteilung 8.1 Stadtplanung der Stadt Tönisvorst 
im Verwaltungsgebäude Vorst, St. Töniser Str. 8, 
Zimmer 1 und 2. Über fristgerecht mitgeteilte 
Anregungen entscheidet der Planungsausschuss 
bzw. Rat der Stadt Tönisvorst.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen 
können bei der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Es wird 
darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) zur Einleitung 
einer Normenkontrolle, der einen Bebauungsplan 
zum Gegenstand hat, unzulässig ist, wenn die den 
Antrag stellende Person nur Einwendungen geltend 
macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber hätte 
geltend machen können.

Es wird darauf hingewiesen, dass der 
Bebauungsplanes Tö-74 gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 1 
BauGB im beschleunigten Verfahren aufgestellt wird.

Zum Bebauungsplan ist ein Umweltbericht verfügbar. 
Folgende Umweltinformationen liegen vor:

Themen-
block

Umweltin-
formation

Kurzinhalt

Natur und 
Land-
schaft

Artenschutz-
rechtliche 
Vorprüfung

Liste der mögli-
chen planungsre-
levanten Arten für 
das Messtischblatt 
4604.
Es ist nicht da-
von auszugehen, 
dass planungs-
relevante Arten 
verletzt oder ge-
tötet werden bzw. 
Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten 
beschädigt oder 
zerstört werden.

Bilanzierung von 
Eingriff und 
Kompensation

Es sind externe 
Ausgleichs-
maßnahmen oder 
Ausgleichs-
zahlungen erfor-
derlich

Boden 
und 
Grund-
wasser

Geografisches 
Rauminformations-
system des Kreises 
Viersen, 
Altlastenverdachts-
flächenkataster

Keine 
Eintragungen 
von Altlasten-
verdachtsfällen

Tönisvorst, den 13.10.2014
In Vertretung

gez. Waßen 
Beigeordnete

Tönisvorster Amtsblatt  Jhrg. 20/Nr. 17/S. 120

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 1060
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Bekanntmachung
der Stadt Willich
Gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Lan-
des Nordrhein Westfalen (StrWG-NW) vom 23. Sep-
tember 1995 (GV. NW. S. 1028) in der derzeit gültigen 
Fassung wird der nachstehend näher be-zeichnete 
Bereich mit Wirkung vom Tage der öffentlichen Be-
kanntmachung an als öffentlicher Platz im Sinne von § 
6 Abs. 1 StrWG-NW wie folgt gewidmet: 
 
Alleeschulhof  
Gemarkung Anrath, Flur 24, Flurstück 369  
 
– öffentlicher Platz – 

B e k a n n t m a c h u n g  
d e r  S t a d t  W i l l i c h  

 
Gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein Westfalen (StrWG-NW) vom 23. 
September 1995 (GV. NW. S. 1028) in der derzeit gültigen Fassung wird der nachstehend näher be-
zeichnete Bereich mit Wirkung vom Tage der öffentlichen Bekanntmachung an als öffentlicher Platz 
im Sinne von § 6 Abs. 1 StrWG-NW wie folgt gewidmet: 
 
Alleeschulhof  
Gemarkung Anrath, Flur 24, Flurstück 369  
 
– öffentlicher Platz – 
 

 
 Plan nicht maßstäblich. 
 
Der dargestellte Plan ist Bestandteil dieser Widmung. 
 
Ebenso kann der Plan, welcher die gewidmeten Straßen- und Wegeabschnitte darstellt, im Geschäfts-
bereich Landschaft und Straßen der Stadt Willich, Technisches Rathaus, Neersen, Rothweg 2, Zim-
mer 209, während der Dienststunden eingesehen werden: 
 
 

montags, dienstags, donnerstags und freitags von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr, 
mittwochs von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 

 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die Widmungsverfügung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Der dargestellte Plan ist Bestandteil dieser Widmung. 
 
Ebenso kann der Plan, welcher die gewidmeten Stra-
ßen- und Wegeabschnitte darstellt, im Geschäfts-be-
reich Landschaft und Straßen der Stadt Willich, Tech-
nisches Rathaus, Neersen, Rothweg 2, Zim-mer 209, 
während der Dienststunden eingesehen werden: 
  
montags, dienstags, donnerstags und freitags 
von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr, 
mittwochs von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 
von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 
  
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die Widmungsverfügung wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Widmung kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsge-
richt in 40213 Düsseldorf, Bastionstr. 39, schriftlich 

oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. 
Der Klage nebst Anlagen sollen so viele Abschriften 
beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine Aus-fer-
tigung erhalten können. 
Sollte die Frist durch das Verschulden eines Bevoll-
mächtigten versäumt werden, so würde dessen Ver-
schulden dem Erteiler der Vollmacht zugerechnet 
werden. 
  
Willich, den 02.10.2014      

Stadt Willich 
Der Bürgermeister 

In Vertretung 
Gez. Martina Stall 

Techn. Beigeordnete 

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 1063

Plan nicht maßstäblich
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